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Prozeß Leckert⸗Lützow. 
(Schlußſitzung am Montag.) 
Der Andrang zum Gerichtsſaale ift koloſſal. Gegenüber der 

falſchen Vermuthung der Preſſe erklärt der Vorſitzende, daß er die 

Sitzung am Freitag lediglich deshalb vertagte, weil am Sonnabend 

einige Herren der Strafkammer anderweitig dienſtlich verpflichtet 

geweſen. — Oberſtlieutenant v. Gaede führte aus, der Verdacht 
gegen das literariſche Bureau habe ſich darauf beſchränkt, daß 
einer 

„Münchener Neueſten Nachrichten“ herrühre, der Verdacht der 

eigenen Thäterſchaft oder Beihilfe erſchien ausgeſchloſſen. Die 

Quittung mit der Unterſchrift Kukutſchs wurde im Kriegsminiſterium 

von vornherein für falſch gehalten. — Der Oberſtaatsanwalt er⸗ 

klärt, er habe aus Wien ein Telegramm erhalten, daß der Bot⸗ 
ſchafter Graf Philipp zu Gulenburg dringend wünſche, hier 
über mehrere Thatſachen Auskunft zu geben. Außerdem ſei der 

Chefredacteur des „Berliner Tageblatts“ Levyſohn bezüglich 

einer Stelle des im Oktober im „Berl. Tagebl.“ erſchienenen 

Artikels geladen, nach welchem Leckert im Auswärtigen Amte 

empfangen worden ſei. Der Oberſtaatsanwalt möchte wiſſen, woher 

die Notiz ſtamme, ob dieſelbe nicht von Tauſch herrühre. 

Ferner kommt der »Oberſtaatsanwalt auf Artikel der „Staats⸗ 

bürger⸗Ztg.“ zu ſprechen, die in der letzten Zeit erſchienen und 

in denen das Auswärtige Amt abermals verdächtigt wurde. Im 

Anſchluß hieran fragt der Oberſtaatsanwalt den mitangeklagten 

Redakteur der „Staatsbürger⸗Ztg.“ Berger, ob dieſer ſich mit den 

jüngſten Auslaſſungen des Blattes identificire. Der Vertheidiger 

Bergers bemerkt, daß die Art, wie ſeinerzeit der Miniſter v. Koeller 

verdächtigt worden ſei, die Mittheilung uber die Reform des 

Militärſtrafprozeſſes in den „Münchener Neueſt. Nachr.“ veranlaßt 

zu haben, tro der bereits abgegebenen ausführlichen Erklärungen 

des Frhr. v. Marſchall immer noch der Aufklärung bedürfe. 

Schr. v. Marſchall antwortet darauf, daß der Kriegsminiſter 

v. Bronſart, zu ihm, Marſchall, gekommen ſei und den Verdacht 

auf Herrn v. Koeller geworfen habe. Er, Marſchall, habe keinen 

Verdacht gegen Herrn v. Koeller gehegt. Nachdem ermittelt worden 

war, von wem die Mittheilung in den „Münchener Neueſt. Nachr.“ 

verfaßt worden, habe eine befriedigende Ausſprache zwiſchen dem 

Herrn v. Bronſart und Herrn v. Koeller ſtattgefunden. Der Ver: 

theidiger des Angeklagten Berger beantragt, die Herren v. Bronſart 

und v. Koeller als Zeugen zu laden. Das Gericht behält ſich 

die Entſcheidung über dieſen Antrag vor. N 
Bei der Vernehmung des Botſchafters Grafen 

Philipp zu Eulenburg muß Kommiſſar v. Tauſch 

den Saal verlaſſen. Graf Eulenburg erklärt, er kenne 

v. Tauſch von Abbazia her, wo dieſer ſich im Jahre 1894 in 

dienſtlicher Funktion aufhielt, während er, Zeuge, dort als Ver⸗ 

treter des Auswärtigen Amts anweſend war. Der Zeuge begegnete 

v. Tauſch, welcher freundlichen Weſens ſei, öfter, ſah ihn jedoch 

ſeit 1894 wenig, wie er glaubt erſt bei der Anweſenheit des 

Kaiſers Franz Joſeph in Stettin. v. Tauſch ſpiele in ſeinem 

Leben eine ſo wenig hervorragende Stelle, daß er ſich nicht 

beſinnen könne, wo er denſelben zum letztenmale geſehen. Das 

letzte Lebenszeichen von Tauſch war ein Brief, den der Zeuge im 

Oktober nach Liebenberg erhielt. Der Brief enthielt einen 

Zeitungsartikel, der ſich mit der Fälſchung des Zarentoaſtes 

beſchäftigte, ſowie die Anfrage, ob v. Tauſch den Zeugen ſprechen 

könne, da er ihm Intereſſantes mitzutheilen habe. Da der Zeuge 
den v. Tauſch als fleißigen, tüchtigen Beamten kannte, antwortete 
er ihm, daß er ihn vielleicht in Berlin ſprechen könne; er habe 
aber ſchon damals nicht die Abſicht gehabt, v. Tauſch zu empfangen. 

Er habe mit demſelben abſolut keine anderen als ganz äußer⸗ 

liche Beziehungen gehabt, eine andere Correſpondenz als 

dieſe habe es nicht gegeben; ein anderes Mal dankte ihm noch von 

Tauſch für erwieſene Freundlichkeit. Graf zu Eulenburg erklärt 

es für Verleumdung undbös willige Erfindung, 

wenn behauptet wird, er hätte Beziehungen zu v. Tauſch unter⸗ 
halten; namentlich gelte dies bezüglich der Mittheilungen der „Welt 
am Montag.“ Zeuge ſtehe derartigen Machenſchaften 
und Intriguen vollſtändi fern; er habe über 
die Prozeßſache mit dem Staatsſekretär v. Marſchall geſprochen, 
in der zwiſchen beiden üblichen vertraulichen Weiſe. Sonſt wüßte 

Zeuge nichts auszuſagen. Bezüglich der von Tauſch früher hervor⸗ 

gehobenen Verpflichtung zu Dank dem Grafen Eulenburg gegen⸗ 

über erklärt Graf Eulenburg, daß er ſich für die Ordensdekoration 

v. Tauſch's intereſſirt habe. 

Auf die Anfrage des Vertheidigers, ob in dem Briefe an 
den Grafen Eulenburg erwähnt ſei, daß der überſandte Artikel 
aus dem Auswärtigen Amte ſtamme, erklärt Graf zu Eulenburg, 
daß dies auch nicht andeutungsweiſe der Fall 
el. — v. Tauſch jagt aus, daß er ſchon vor Wochen dem 
Poligeipräſidenten v. Windheim gegenüber die 

riefes an den Grafen Eulenburg erwähnt und bedauert habe, 
daß derſelbe nicht in Berlin ſei, denn ſonſt hätte er den Ver⸗ 
mittler zur Marsala der Differenzen zwiſchen dem Staats⸗ 
ſekretär v. Marſchall und der politischen Polizei abgegeben, damit 
die Verdächtigungen gegen die letztere endlich aufhörten. Auf die 

Anfrage des Oberſtaatsanwalts, ob v. Tauſch dem Polizeipräſi⸗ 

denten v. Windheim davon Mittheilung gemacht habe, daß er 

beabſichtige, den erſten Artikel an den Grafen zu Eulenburg zu 
icken, erwiderte v. Tauſch, er meine, daß der Polizeipräſident 
davon gewußt habe. Der Oberſtaatsanwalt bittet um prägife 

Antwort, worauf v. Tauſch mit Nein erwidert. Auf die Frage 

des Oberſtaatsanwaltes nach dem Grunde antwortet v. Tauſch, 

weil er es für nebenſäch lich gehalten habe. — Inzwiſchen 
betritt Polizeipräſident v. Windheim den Saal. 
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der Herren wiſſen könne, von wem die Notiz in den 


Mittwoch, den 9. Dezember 


Auf die Frage des Oberſtaatsanwalts, ob es v. Tauſch jetzt 
geſtattet ſei, den Namen des Gewährsmannes zu nennen, der den 
Journaliſten v. Huhn als den Verfaſſer des bekannten Artikels 
in der „Kölniſchen Ztg.“ bezeichnete, antwortete v. Tauſch: 
Ja, es iſt der Journaliſt Staerk vom „Berliner Tageblatt“ ge⸗ 
weſen. — Der nächſte Zeuge, Chefredakteur des „Berliner Tage⸗ 
blatts“, Levyſohn, erklärt, die Notiz des „Berliner Tageblatts“, 
daß Leckert im Auswärtigen Amte empfangen wurde, ſta mme 
von Tauſch. Dieſer beſuchte den Zeugen und letzterer machte 
ſofort Notizen, welche er in einem Artikel veröffentlichte. Levyſohn 
bleibt auf den Einwand des Vorſitzenden, v. TDauſch hätte 
unter ſeinem Eid bekundet, Levyſohn nie erklärt zu haben, 
daß Leckert im Auswärtigen Amte empfangen worden ſei, auf 
feiner Erklärung beſtehen. — Staatsſekretär von Marſchall 
erklärt, daß er Levyſohn unmittelbar nach dem Erſcheinen des be⸗ 
treffenden Artikels über deſſen Entſtehen befragt habe, wobei 
Levyſohn damals genau daſſelbe erzählt habe, wie heute. 

Oberſtaatsanwalt Dreſcher erklärt angeſichts dieſer Aus⸗ 
ſagen zu dem Antrag gezwungen zu ſein, den Zeugen von 
Taufh wegen dringenden Verdachtes wiſſentlichen 
Meineides zu verhaften. (Senſation.) Der Gerichtshof 
beſchließt die ſofortige Verhaftung v. Tauſchs. Vor⸗ 
ſitzender: Es ſteht Ihnen (zu v. T.) zu, gegen dieſen Beſchluß 
Beſchwerde bei dem königlichen Amtsgericht zu erheben. v. T. 
hebt noch einmal die Hand hoch und betheuert: Was ich 
geſagt habe, iſt wahr. — Er wird abgeführt. 

Der Zeuge Hauptmann Hönig erklärt, der Verfaſſer des 
Artikels der „Kölniſchen Zeitung“ über Flügeladjutanten⸗Politik 
zu ſein, aber zu dem Auswärtigen Amt und dem Kriegsminiſterium 
keine Beziehungen zu haben. — Der Zeuge Gingold-Staerk be⸗ 
kundet, er ſei vor Jahresfriſt zu v. Tauſch berufen worden, um 
Auskunft über ſeine Perſonalien zu geben. Dabei forderte v. Tauſch 
den Zeugen anf, der Polizei durch Auskunftsertheilung Dienſte zu 
erweiſen. () Der Zeuge acceptirte, weil er als Oeſterreicher ſonſt 
Ausweiſuug befürchte. Er ſei wiederholt von Tauſch aufgefordert 
worden, zu Beziehungen zum Auswärtigen Amte zu gelangen; (!) 
dies ſei ihm jedoch nicht gelungen. 

Staatsſekretär v. Marſchall erklärt, das Hauptſpiel der 
gehäſſigen Aktionen gegen das Auswärtige Amt ſei der hochehren⸗ 
hafte und hochverdiente Geheime Legationsrath v. Holſtein 
geweſen, welchem ſich Staerk mit einer Karte Levyſohns nahte. 
Der Mann machte aber einen ungünſtigen Eindruck und ſollte 
nicht empfangen werden; es gelang ihm aber doch, bei zwei Herren 
verſchiedener Abtheilungen Zutritt zu erlangen. Als die erſten 
Artikel über dieſen Prozeß erſchienen, erhielt Staatsſekretär von 
Marſchall einen Brief von Staerk nebſt einer anonymen Karte, 
deren Inhalt ſich anſcheinend gegen v. Lützow wandte. Dr. Hammann 
ſagte ſofort, das ſei ſicher eine Falle und es ſolle daraus der 
Beweis konſtatirt werden, daß das Auswärtige Amt mit 
anrüchigen Menſchen in Beziehung ſtehe. — Zeuge 
Staerk erklärt, die Angeklagten Leckert und v. Lützow nicht zu 
kennen. Seine Beſuche im Auswärtigen Amte hätten nicht den 
Zweck, die Herren auszuforſchen, ſondern nur den, den Intereſſen 
des „Berl. Tagebl.“ zu dienen. v. Huhn habe er nur vermuthungs⸗ 
weiſe als den Verfaſſer des Artikels in der „Köln. Ztg.“ genannt. 
— Der Wirkliche Geh. Legationsrath Hammann kann nur 
beſtätigen, was Staatsſekretär v. Marſchall über Staerk geſagt. 
Staerk benahm ſich bei dem erſten Auftreten wenig zurückhaltend 
und wurde nicht mehr empfangen. Der Verdacht, daß Staerk im 
Auftrage v. Tauſchs erſcheine, wurde durch verſchiedene Mitthei⸗ 
lungen beſtätigt. — Auf jede weitere Beweisaufnahme 
wird allſeitig verzichtet. Die Beweisaufnahme wird geſchloſſen, 
und es tritt ſodann Pauſe ein. 

Nach längerem Plaidoyer beantragt der Staatsanwalt gegen 
Leckert und v. Lützow je 18 Monate Gefängniß, gegen die Ange⸗ 
klagten Dr. Ploetz einen Monat Feſtung, Berger zwei Monate 
Feſtung, Föllmer 300 Mark Geldſtrafe und gegen Leckert ſen. 
Freiſprechung. 

In dem Plaidoyer führt der Staatsanwalt aus, 
der Gipfelpunkt des an dramatiſchen Scenen und unerwarteten 
Ereigniſſen überreichen Prozeſſes ſei heute durch die Verhaftung 
des Mannes erreicht, der in der Sache eine verhängniß- 
volle und gefahrbringende Rolle geſpielt habe. Die 
politiſche Bedeutung des Prozeſſes ſei nicht in der Perſon der 
Angeklagten begründet. Leckert und von Lützow ſeien gewöhn⸗ 
liche Calumnianten. Leckert ſei ein unerfahrener Menſch mit 
Größenwahn. Lützow habe im Leben Schiffbruch gelitten und ſei 
dadurch auf dieſen verderblichen Weg gelangt, beſitze aber keine 
politiſche Bedeutung. Dieſe liege vielmehr in der Perſon des 
Beleidigten und dem Gegenſtand der Beleidigung. Beleidigt ſind 
Graf zu Eulenburg, Hofmarjchall des Kaiſers, ein hochgeſtellter 
Mann aus der nächſten Umgebung des Monarchen, an den ſich 
bisher noch Niemand herangewagt habe. Dem Angeklagten war 
es vorbehalten, gegen dieſen Mann den ſchweren Vorwurf zu 
ſchleudern, die Intentionen Seiner Majeſtät eigenmächtig durch⸗ 
kreuzt zu haben zum Schaden des Vaterlands und engliſchen Ein⸗ 
flüſſen gehorchend. Beleidigt ſind ferner der Staatsſekretär des 
Auswärtigen, Freiherr Marſchall von Bieberſtein, der Wirkl. 
Legationsrath Dr. Hammann und Prinz Hohenlohe in ihrer Amts⸗ 
ehre. Das nichtsnutzige Wort „Nebenregierung“, das 
unter Umſtänden eine ſchwere Majeſtätsbeleidigung enthält, iſt jetzt 
benutzt worden, um Angriffe gegen das Auswärtige Amt und deſſen 
Chef zu erheben. Die Hauptaufgabe des Pro⸗ 
zeſſes war, zu beweiſen, daß alle ſeit langer Zeit 
gegen das Auswärtige Amt gerichteten Vorwürfe un⸗ 


(Zweites Blatt.) 
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wahr ſind nach jeder Richtung hin. Dies iſt in vollſtem Umfange 
gelungen. Es wurde unwiderlegbar dargethan, daß nicht der 
Schatten eines Verdachtes auf den Beamten des Auswärtigen 
Amtes ruht. 

Nach der Schilderung der einzelnen Strafthaten der Ange⸗ 
klagten folgt der oben mitgetheilte Strafantrag. Nachträglich be⸗ 
richtigt bezw. ergänzt ber Staatsanwalt feinen Antrag dahin, daß 
anſtatt auf Feſtungshaft auf Gefängniß zu erkennen iſt und 
die inkrimirten Platten der „Staatsbürgerzeitung“ zu vernichten ſind. 

Das Urtheil im Prozeß gegen Leckert und Genoſſen lautet 
wie folgt: Leckert junior wurde wegen verleumderiſcher Be⸗ 
leidigung zu 1 Jahr 6 Monaten Gefängniß verurtheilt. Der 
Gerichtshof nahm an, daß er keinen Gewährsmann gehabt 
hat. v. Lützow wurde wegen einfacher Beleidigung zu 1 Jahr 
6 Monat Gefängniß, Dr. Ploetz, Redakteur der „Welt am Montag“, 
wegen einfacher Beleidigung zu 500 Mk. Geldſtrafe, Redakteur 
Berger („Staatsbürger⸗Zeitung“), wegen Beleidigung des Aus⸗ 
wärtigen Amtes zu einem Monat Gefänguiß, Föll mer wegen 
Beleidigung des Staatsſekretärs Marſchall v. Bieberſtein zu 100 Mk. 
Geldſtrafe verurtheilt. Leckert ſenior wurde freigeſprochen. 

Jetzt ſteht als Nachſpiel alſo noch die Verhandlung gegen 
den Kriminal⸗Kommiſſar v. Tauſch, einen ehemaligen bayeriſchen 
Premierlieutenant, wegen wiſſentlichen Meineides bevor, 


Vermiſchtes. 


Aus Utrecht wird telegraphiſch Folgendes gemeldet: Anläßlich der 


Vertheilung von Kinderſpielzeug zu Ehren des Feſtes vom heil. Nikolaus 
war eine Eſtrade über dem Kanal errichtet, die während der Feſtlichkeit 
einſtürzte. Fünfzig Frauen und Kinder fielen in den Kanal. Die Meiſten 
wurden gerettet, doch ſind mehrere Perſonen ertrunken. E 

Ueber Lützow, den Hauptacteur in dem Prozeß Leckert⸗Lützow, 

weiß die „Voſſ. Zig.“ Folgendes zu erzählen: Ende Oktober kam Lützow 
auf unſere Redaktion und wün ſchie einem unſerer Redakteure vorgeſtellt zu 
werden. Er trug eine mächtige ſchwarze Ledermappe bei ſich und framte 
allerhand Papiere und Druckſchriften heraus, die ſich auf die Unſittlichkeit 
beim Theater beziehen ſollten. Er erklärte, ſchon lange bedrücke es ſein 
Herz, wie die Bühnenwelt von Tag zu Tag an Moral verlöre, und es müſſe 
durchaus etwas geſchehen. Herr von Lüßow gedachte auf den bevorſtehen⸗ 
den Sittlichkeitskongreß nach Breslau zu ziehen und dort eine Reihe von 
Theſen aufzuſtellen. Hierzu ſollte ihm unſer Redaktionsmitglied Material 
liefern. Dieſer lehnte es ab, war aber bereit, die Theſen des neuen Sitt⸗ 
lichkeitsapoſtels zu prüfen. Herr v. Lützow 14 freudig, ſie ihm in 
einer Woche zu bringen. Inzwiſchen aber trat eine ſtärkere Gewalt an ihn 
heran, und dem Breslauer Kongreß entging dieſer geſtrenge Vorkämpfer 
für Tugend, Unſchuld und ehrbaren Lebenswandel. 
Wann beginnt das 20. Jahrhundert? Dieſe Frage, ſo 
ſchreibt man der Frankf. Ztg.“, iſt jetzt von der Pariſer „Académiè des 
Sciences“ formell, wenigſtens für Frankreich, entſchieden worden. Ein 
auswärtiges Mitglied hatte der Akademie die Frage geſtellt, und nach reif⸗ 
licher Erwägung hat die Akademie entſchieden, daß das 20. Jahrhundert 
mit dem 1. Januar 1901 beginne. Der Frageſteller hatte auf Ludwig XIV., 
Victor Hugo u. a. ſich bezogen, die der kurloſen Anſicht waren, daß das 
Jahrhundert mit dem Nulljahr beginne. Die Akademie iſt der Anſicht, daß 
es ein Nulljahr gar nicht gebe, wie denn auch thatſächlich unſere Zeitrech⸗ 
nung nicht mit dem Jahre 0, ſondern mit dem Jahre 1 begonnen habe. 
Die Null bezeichne nur den Zehner, der zum Vorhergehenden gehöre. Alſo 
beginne das 20. Jahrhundert richtig mil dem 1. Januar 1001. — Das 
alles iſt jo ſelbſtverſtändlich, daß es nur verwunderlich iſt, wie ſich eine 
Akademie mit einer ſolchen Frage, die gar keine Frage iſt, befaſſen kann. 

Ein gefährlicher Patient. Aus Bergarac (Dep, Dordogne) 
wird gemeldet: Der Infanterie⸗Hauptmann Ledue verwundete im Militärs 
ſpital den Oberſtlientenant feines Regiments Lancelin durch 3 Revolver⸗ 
ſchüſſe und tödtete ſich hierauf ſelber. 

Eine „franzöſiſſche“ Barbarafeier. Aus Breſt wird 
gemeldet: Bei Gelegenheit der Feier des St. Barbarafeſtes — get der 
Artilleriſten — durchzogen Unteroffiziere und Soldaten dte Straßen mit 
gezogenem Säbel, bedrohten die Vorübergehenden, löſchten Gaslaternen aus, 
drangen in eine Singſpielhalle und zerſchlugen die Tiſche. Eine andere 
Gruppe warf Steine gegen die Kaſeruen und beleidigte einen wachthabenden 
Offizier. Als die Polizei einſchritt, leiſteten die Soldaten den Poliziſten 
Widerſtand und bedrohten ſie mit dem Tode; auch den militäriſchen Pa⸗ 
trouillen wurde Widerſtand entgegengeſetzt. Ein Sergeant, der eine Pas 
trouille führte, wurde durch einen Säbelhieb am Kopfe verwundet, ein 
Polizeibeamter wurde ſchwer verletzt. Mehrere Verhaftungen wurden vor⸗ 
genommen. — Reizende Zuſtände! 

Eine Forſchungs expedition nach Braſilien. Nach 
einem dem „Leipz. Tagel.“ mitgetheilten Telegramm aus Cuyaba in Bra⸗ 
filien, Provinz Matto Groſſo, ift die Forſchungsexpedition des Dr. Hermann 
Meyer “Leipzig nach erfolgreicher Reife durch die zentralsbrafilianijchen 
Indianergebiete in Cuyaba angekommen. Dr. Meyer ift geſund, aber ſein 
Gefährte Dr. Karl Ranke⸗München hat ein Auge verloren. Der dritte 
europäiſche Theilnehmer Vidahlen war ſchon bei Beginn der Reiſe eſtorben. 

In Brüz erſolgte im Verbruchsgebiet der Kataſtrophe vom September 
d. J. eine neuerliche Erdſenkung; der Vorgang war bis 3 Uhr 
Morgens bemerkbar und ließ an mehreren Häuſern Riſſe und andere Merk⸗ 
male zurück. Die Senkung dürfte mit Bohrlocharbeiten zuſammenhängen. 
Im Annahilfſchachte haben keinerlei Veränderungen ftattgefunden. Der 
Betrieb der Außig⸗Teplitzer Bahn hat keine Störung erfahren. 

Ein Feſtakt zur Feier des Jubiläums der deutſchen 
Bühnengenoſſenſchaft im Hoftheater zu Weimar nahm einen 
glänzenden Verlauf; der Großherzog und zahlreiche Ehtengäſte und Dele⸗ 
girte wohnten demſelben bei. 


Für die Redaktion verantwortlich: Karl Krank in Thorn. 
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Die wenigſten Schönheitsmittel beſtehen vor dem Forum einer ſtrengen 
Kritik, faſt alle jene kosmellſchen Produkte, die unter den pomphaſteſten 
Namen angeprieſen werden und mit theuerem Gelde aus dem Auslande 
geholt werden, find eher der Haut ſchädlich als nützlich. Sie find aber auch 
1 ſeitdem es deutſchem Fleiß und deutſcher Arbeit gelungen iſt, 
aus der Wolle ein ſo feines kosmetiſches Mittel, wie das Lanolin herzu⸗ 
ſtellen, das in einem daraus gewonnenen Cream, dem 


„Tanolin-Toilette-Cream- Lanolin“ 
ein ſehr populäres Produkt geworden iſt, von dem keiner ſich losſagt, 
der es einmal gebraucht hat. Nicht allein bei Erwachſenen iſt das „Lano⸗ 
lin⸗Toilette⸗Cream⸗Lanolin“ ein zuverläſſiges Schönheitsmittel, auch in der 
Kinderſtube hat es ſich als unentbehrlich für die Pflege der Haut heraus⸗ 
geſtellt. Man verlange das „Lanolin⸗Toilette⸗Cream-Lanolin“, das ſich in 
Apotheken und Drogerien findet, ſtets mit Schutzmarke „Pfeilrin 9 *, 
da nur dadurch die Garantie für ein echtes Produkt gegeben iſt. 
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Die öffentliche Bekanntmachung der 
Eintragungen in unſer Handels- und 
Genoſſenſchafts⸗Regiſter wird im Jahre 
1897 im „Deutſchen Reichsanzeiger“, 
in der „Thorner Preſſe“, in der 
„Thorner Zeitung“ und in der „Thor 
ner Oſtdeutſchen Zeitung“ erfolgen, die 
Bekanntmachung für kleinere Genoſſen 
ſchaſten jedoch nur im „Reichsanzeiger“ 
und in der „Thorner Zeitung“. 
Thorn, den 2. Dezember 1896. 


Königliches Amtsgericht. 
Bekanntmachung. 


Für den Monat Dezember d. Is. haben 
wir folgende Holzverkaufstermine anberaumt: 
1. Sonnabend, den 12 d Mts. 
Vormittags 10 Uhr in Barbarken. 

2. Montag, den 14. d. Mts. 


Vormittags 10 Uhr in Penſau (Oberkrug). 


Zum öffentlich meiſtbietenden Verkauf gegen 
Baarzahlung vs folgende Holzſortimente: 
A. Brennholz. 

1. Belauf Barbarken: 
a. Einſchlag de 1885/96: 
41 rm Kief. Spaltknüppel. 


6 10 „ ». Kloben. 
b. Einſchlag de 1896/97 (Totalität): 
86 rm Kiefern Kloben. 


41 12 „ Spaltknüppel. 
44 „ 5 Stubben. 
16 5 Wa Cl. 
N „II. CI. (Stg.⸗Hauf.) 
32 2 ” ” III. ” (Str.⸗Hauf.) 
Schläge: Jagen 31: 
43 rm Kief. Kloben. 
IRA „ wee (Strauchhaufen) 
Jagen 41: 
2 rm Eichen ⸗Kloben. 
8 „ Stubben. 
92 „ Reiſig III. Cl. (Strauch). 
2. Belauf Olleck. 


Einſchlag de 1896/97, Jagen 56: 
7 rm. Kief. Kloben. 
15 „ „ Spaltknüppel. 
„ Stubben. 
„ Reiſig II. Cl. (grüne 
Stangenhaufen). 
Außerdem in der Totalität: 
Kloben, 
Reiſig II. Cl. (trockene Stangenhaufen). 
er Fi uttau: 5 
n ag de 1895/96, läge 
Totalität Se n 
Kiefern Kloben, 
„ Spaltknüppel. 
„ Stubben. 
4. Belauf Steinort: 

a. Einſchlag de 1895/96, Schläge: 

Kiefern, Kloben, Spaltknüppel u. Stubben. 
Totalität: ca. 20 rm Kloben. 

b. Einſchlag de 1896/7, Schläge: 
Kloben, Spaltknüppel, Stubben und 
Reiſig II. Cl. 

B. Bau⸗ und Nutzholz. 
I. Barbarken: 

Jagen 31 (an der Förſterei). 

47 Stück Kiefern mit 34,41 fm 
C 
2. Botauf Steinort: 


Jag 110 (Saattamp) 


2 Stuck Kiefern mit 17,00 fin. 
Thorn, den 4. Dezember 1896. (5268) 
Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 
Zur anderweiten Vermiethung der Ge⸗ 
wölbe Nr. 3 und 4 im hieſigen Rathhauſe 
für die Zeit vom 1. April 1897 bis dahin 
1900 haben wir einen Bietungstermin auf 
Mittwoch, d. 16. Dezember er, 
Mittags 12 Uhr 

im Amtszimmer des Herrn Stadtkämmerers 
— 1 Treppe) anberaumt, zu welchem 

iethsbewerber hierdurch eingeladen werden. 

Die der Vermiethung zu Grunde liegenden 
Bedingungen können in unſerem Bureau I 
während der Dienſtſtunden eingeſehen werden. 

Dieſelben werden auch im Termin be⸗ 
kannt gemacht. 

Jeder Bieter hat vor Abgabe eines Ge⸗ 
bots eine Bietungskaution von 15 Mark bei 
unſerer Kämmerei⸗Kaſſe einzuzahlen. 

horn, den 4. Dezember 1896. 5266 


Der Magiſtrat. 


Polizeil Bekanntmachung 
Aus Anlaß der wieder eintretenden 
kälteren Witterung machen wir auf die 
85 2 und 3 der Polizei » Verordnung 
vom 25. Juli 1853 aufmerkſam, 
wonach Waſſereimer pp. auf 
Trottoirs und Bärgekſteigen 
nicht getragen werden dürfen 
und Uebertreter die Feſtſetzung 
von Geldſtrafen bis 9 Mark, im 
Unvermögensfalle verhältnißmäßige 
Haft zu gewärtigen haben. Fa 
milien Vorſtände, Brodherrſchaften 
pp. werden erjucht, ihre Familien⸗An 
gehörigen, Dienſtboten pp. auf die Be 
folgung der qu. Polizei⸗Verordnung 
hinzuweiſen, auch dahin zu belehren. 
daß fie event. der Anklage nach 8 230 
des Straf⸗Geſetz⸗Buches wegen Körper: 


verletzung ausgeſetzt find, falls durch 


das von ihnen auf dem Trottoir pp. 
vergoſſene und gefrorene Waſſer Un⸗ 
glücksfälle herbeigeführt werden. 
Thorn, den 2. Dezember. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 


Bekanntmachung. 


Die Aufnahme der Waſſerſtände beginnt 
Mittwoch, den 9. d. 8. und werden 


die Herren Hausbeſitzer erſucht, die Zugänge 


zu denſelben für die mit der Aufnahme be⸗ 
trauten Beamten offen zu halten. 


er Magiſtrat. 
HR ur II. 


5 a Notenpiece aus meine: 
10 Mufikalien⸗Leih⸗ 
5 + Anſtalt. 


Spaltknüppel, Stubben und 


der Dauer 


Nutzung) mehr als 300 Mk. beträgt, / vom Hundert des Pachtzinſes (Mieth⸗ 
zinſes, der antichretiſchen Nutzung). ; 
Der Stempel ift nicht mehr, wie früher zu den Verträgen ſelbſt zu 


verwenden; 
Verpfänder) 


das von allen Hauptzoll⸗ und Hauptſteuerämtern, Zoll⸗ und Steuerämtern und 
Stempelvertheilern unentgeltlich bezogen werden kann. 

Bei der Führung und Verſteuerung der Verzeichniſſe ſind folgende 
Beſtimmungen genau zu beachten: 


2; 


Bekanntmachung. 


Nach Tarifſtelle 48 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 
unterliegen Pacht⸗ und Alfterpachtverträge, Mieth⸗ und Aftermiethverträge, ſowie 
antichretifche Verträge über unbewegliche Sachen, ſofern der verabredete nach 


eines Jahres zu berechnende Pachtzins (Miethzins, antichretiſche 


— — 


der Verpächter und Afterverpächter (Vermiether, Aftervermiether, 
hat vielmehr die Verträge einzeln in ein Verzeichniß einzutragen, 


Der Eintragung in das Verzeichniß unterliegen alle Pacht⸗ und 
Afterpachtverträge, Mieth⸗ und Aftermiethverträge, ſowie antichretiſche 
Verträge, welche innerhalb eines Kalenderjahres in Geltung geweſen 
ſind auf Grund 
eines förmlichen ſchriftlichen Vertrages, 
eines durch Briefwechſel zu Stande gekommenen Ver⸗ 
trages, 
einer in einem Vertrage der vorbezeichneten Art enthaltenen 
Beſtimmung: N 
daß das Pacht⸗, Afterpacht⸗, Mieth⸗ u. |. w. Ver⸗ 
hältniß unter gewiſſen Vorausſetzungen (z. B. im 
Falle einer innerhalb einer beſtimmten Friſt nicht 
erfolgten Kündigung) als verlängert gelten ſoll, 
ſofern der Zins (bezw. Nutzung), wenn er nach der Dauer eines 
Jahres berechnet wird, mehr als 300 Mk. beträgt. Trifft letztere 
Vorausſetzung zu, ſo ſind die Verträge auch alsdann ſteuerpflichtig, 
wenn der auf die Geltungsdauer des Vertrages während des be⸗ 
treffenden Kalenderjahres entfallende Zins- oder Nutzungsbetrag 
150 Mk. oder weniger (vergl. § 4a des Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895) beträgt, ſo daß z. B. ein während der Dauer 
eines halben Monats in Geltung geweſener Miethvertrag, in dem 
der monatliche Miethzins auf 30 Mk. verabredet iſt, der Eintragung 
in das Verzeichniß und der Verſteuerung (mit 0,50 Mk.) bedarf, 
während andererſeits ein 10 Monate in Geltung geweſener Mieth⸗ 
vertrag, in dem der monatliche Miethzins auf 25 Mk. feſtgeſetzt iſt, 
ſteuerfrei bleibt. 
Derjenige Zeitraum, hinſichtlich deſſen eine Verſteuerung der Pacht-, 
Mieth⸗ u. ſ. w. Verträge, welche vor dem 1. April 1896 ge⸗ 
ſchloſſen worden ſind, bereits ſtattgefunden hat, bleibt für die Ein⸗ 
tragung in das Verzeichniß außer Betracht. 
Wenn Verträge der unter Ziffer 1 bezeichneten Art vor Ablauf der 
vertragsmäßig feſtgeſetzten Zeit ihr Ende erreichen, ſo iſt der Stempel 
nur für die Zeit bis zur Beendigung der Verträge zu entrichten, 
ſo daß beiſpielsweiſe ein für die Zeit vom 1. Januar bis Ende 
Dezember 1897 zu einem Jahresmiethzinſe von 6000 Mk. ge⸗ 
ſchloſſener Miethvertrag, welcher aber nur bis zum 1. Juli 1897 
beſtanden hat, nur in Höhe von 3000 Mk. (alſo mit 3 Mk.) zu 
verſteuern iſt. 
Die Entrichtung des geſetzlichen Stempels iſt nicht auf das be⸗ 
treffende Kalenderjahr beſchränkt, ſondern es iſt nach dem Belieben 
i eine Vorausverſteuerung auf mehrere Jahre 
zuläſſig. 
Die Stempelabgabe beträgt / 


vom Hundert des Pachtzinſes 


Die Stempelabgabe ſteigt in Abſtufungen von je 

50 Pf., wobei überſchießende Steuerbeträge auf je 50 Pf. abge⸗ 

rundet werden, ſodaß alſo 
bei einem Zinſe bezw. einer Nutzung bis zu 
500 Mk. der Stempel beträgt 82 
bei einem Zinſe bezw. einer Nutzung von mehr 
als 500 bis 1000 Mk. der Stempel beträgt 
bei einem Zinſe bezw. einer Nutzung von mehr 
als 1000 bis 1500 7 5 der Stempel beträgt 

u. ſ. w. 

die Nebenausfertigungen (Nebenexemplare) unterliegen 

ſonderen Stempel nicht. 

Die Aufſtellung und Verſteuerung der Verzeichniſſe durch 1 5 


0,50 Mk. 
1,00 Mk. 
1,50 Mk. 


einem be⸗ 


tragte oder Vertreter iſt zuläſſig, doch bleiben die eigentlich Ver⸗ 


pflichteten für die geſetzlichen Stempelabgaben, ſowie für die ver⸗ 


wirkten Strafen perſönlich verhaftet. 
Thorn, den 1. Dezember 1896. 


Verſteigerung. || S 


Donnnerſtag, 10. d. Mts, 
Vormittags 11 Uhr 


werde ich in 
nung deſſen 


ca. 400 Ctr. Leinſaat 
öffentlich meiſtbietend verſteigern. 
Paul Engler. 


meinem Bureau, für Rech 
den es angeht 
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* „ der antichretifchen Nutzung) und der ue g g 
derſelben 50 Pf. 


Königliches Haup 


an. Regulatoren von 12 


- 


is 


10. 


13; 


14. 


Habe mein Lager zu dem bevorſtehenden 


Woeinnachts feste 


um ein Bedeutendes vergrößert. Bitte hiermit höflichſt mein 
Unternehmen gütigſt unterſtüßen zu wollen. 

Goldene Damenuhren von 22 Mk. an. Silberne Damen. 
uhren von 12 Mk. au. Silberne Herrenuhren von 12 Mk. 
Mk. an Goldene Ringe von 
3 ME. an. Ketten in großer Auswahl, ſowie ſämmtliche 


Alle von einem Verpächter, Vermiether u. ſ. w. für ein Kalender⸗ 
jahr oder im Voraus zu verſteuernden Verträge ſind in ein Ver⸗ 
zeichniß einzutragen, auch wenn die Verträge ſich auf mehrere 
Grundſtücke beziehen, ſofern nur dieſe Grundſtücke zu demſelben 
Hauptamtsbezirk gehören. Sind die mehreren Grundſtücke in ver⸗ 
ſchiedenen Hauptamtsbezirken gelegen, jo iſt für jeden Bezirk ein 
beſonderes Verzeichniß zu führen. Werden in einem Verzeichniß die 
Verträge über mehrere Grundſtücke nachgewieſen, ſo ſind die 
mehreren Verträge, die ein und daſſelbe Grundstück betreffen, zu⸗ 
ſammenhängend je in beſonderen Abſchnitten einzutragen. Die 
einzelnen Grundſtücke ſind in der Ueberſchrift des Näheren zu be⸗ 
zeichnen. Es ſteht den Steuerpflichtigen frei, für jedes Kalenderjahr 
ein beſonderes Verzeichniß zu führen oder die Verſteuerungen für 
ie einzelnen auf einander folgenden Kalenderjahre in demſelben 
Verzeichniß zu bewirken. 
Das Verzeichniß iſt von dem Verpächter, Vermiether u. ſ. w. oder 
ſeinem Beauftragten mit folgender Beſcheinigung zu verfehen: 
daß andere unter die Tarifſtelle Nr. 48 Buchſtabe a des 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 fallende Ver⸗ 
träge, als die vorſtehend eingetragenen, in dieſes Verzeich⸗ 
niß nicht aufzunehmen waren, verſichere ich. 


67177 en EEE 138 
Mame des Verpächters, Vermiethers u. ſ. w. oder feines 
Beauftragten. 


Die Verſteuerung des Verzeichniſſes muß bis zum Ablauf des Ja⸗ 
nuar der auf das Kalenderjahr folgt, fue Weide die — 
geſchehen ſoll, bewirkt werden und zwar bei demjenigen Hauptamt 
oder Steueramt bezw. Nebenzollamt, in deſſen Geſchäftsbezirk die 
betreffenden Grundstücke belegen find, oder bei einem benachbarten 
Stempelvertheiler. Gehören die Grundſtücke zu den Geſchäftsbezirken 
verſchiedener Unterämter, ſo hat der Steuerpflichtige die Wahl, 
welchem dieſer Aemter er das Verzeichniß vorlegen will (vergl. 
iffer 7). l 4 8 
aM Stempelpflicht wird dadurch erfüllt, daß der zur Führung des 
Verzeichniſſes Verpflichtete oder deſſen Beauftragter einer der in der 


Ziffer 9 bezeichneten Steuerſtellen das Verzeichniß ausgefüllt und 


mit der in der Ziffer 8 angegebenen Verſicherung verſehen unter 
Zahlung des Stempelbetrages entweder einreicht oder durch die Poſt 
mittelſt eingeſchriebenen Briefes einſendet oder daß er die in dem 
Verzeichniß zu machenden Angaben vor der Steuerbehörde unter 
Entrichtung des Stempelbetrages zu Protokoll erklärt. 

Die zur Führung der Verzeichniſſe Verpflichteten haben die Ver⸗ 
zeichniſſe fünf Jahre lang aufzubewahren. Auf Verlangen erfolgt 
die Aufbewahrung durch die Steuerbehörde. 

Alle Verpächter, Vermiether u. ſ. w. ſind verbunden, die von ihnen 
zu führenden Verzeichniſſe den Vorſtänden der Stempelſteuerämter 
auf Verlangen einzureichen, oder wenn ſie Verzeichniſſe nicht einge⸗ 
reicht haben, auf Aufforderung der Steuerbehörde anzuzeigen, daß 
von ihnen während des vorangegangenen Kalenderjahres Verträge 
der erwähnten Art, deren Eintragung in das Verzeichniß geſetzlich 
erforderlich iſt, nicht errichtet worden ſind. 

Wer den Vorſchriften bezüglich der Verpflichtung zur Entrichtung 
der Stempelſteuer für Pacht⸗, Mieth⸗ u. ſ. w. Verträge zuwider⸗ 
handelt, hat eine Geldſtrafe verwirkt, welche dem zehnfachen Betrage 
des hinterzogenen Stempels gleichkommt, mindeſtens aber 30 Mk. 
beträgt. Ergiebt ſich aus den Umſtänden, daß eine Steuerhinter⸗ 
ziehung nicht hat verübt werden können oder nicht beabſichtigt 
worden iſt, ſo tritt eine Ordnungsſtrafe bis zu 300 Mk. ein. Eine 
Strafe bis zu einem gleichen Betrage iſt verwirkt, wenn den Vor⸗ 
ſchriften bezüglich der Aufbewahrung der Verzeichniſſe zuwiderge⸗ 
handelt wird oder die unter Ziffer 12 erwähnten Aufforderungen 
unbeachtet bleiben. 

Durch die Verſteuerung der Pacht⸗, Mieth⸗ pp. Verzeichniſſe gelten 
die Verträge nur inſoweit als verſteuert, als in ihnen die Pacht⸗ 
Mieth⸗ pp. Abkommen beurkundet find, nicht aber auch hinſichtlich 
anderer, in ihnen etwa noch enthaltener beſonders ſtempelpflichtiger 
Rechtsgeſchäfte. Insbeſondere gelten nicht als mitverſteuert die von 
den Pacht⸗, Mieth⸗ pp. Abkommen unabhängigen Nebenverträge, 
alſo beiſpielsweiſe die Verabredung, daß die Entscheidung entſtehen⸗ 
der Streitigkeiten einem Schiedsgericht oder einem an ſich unzuſtändigen 
Gericht übertragen werden ſolle. Derartige Nebenabreden ſind nach 
§ 14 und der Tariſſtelle 71 Ziffer 2 Abſatz 1 des Geſetzes be⸗ 
ſonders zu verſteuern. (5256) 
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2 Waſchechte 


Tapisserie-g 
© Ö 
un Seide, Wolle, Garn G 
Ö 10) für jede Handarbeit unter 
fachmäßiger Anleitung zur 
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5285) vereideter Handelsmakler. d- und Silberwaaren zu den denkbar billigſten Preiſen. I 6 D 

effentliche Für Kimmtlice .n ie Garant arg ee zu 1 in 2 in) Herſtellung der Arbeit. 00 

eigener Werkſtätte unter Garantie. tungsvo 8 0 5 77 

Zwangs versteigerung. | Il. Loerke;» a A. Petersilge, % 
Freitag, den 11. d. Mis, > Coppernikusſtr. 22. Präciſions⸗Uhrmacher und Goldarbeiter. GW e Breiteſtraße 23. 0 


Vormittags 10 Uhr 
werde ich vor der Pfandkammer des 


Rönigl. Lan 


1 Sopha und 2 Seſſel mit 


(NG 
DR CM 


dgerichtsgebäudes hierſelbſt 
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1 Das Welzwaareulager 


Is 
rothem Bezug, 100 Stück ＋ 2 11 © 
Be a Gere Er art, 
almen owie erd un — D 
1 Britichfe eutscher Fern flichorien] snorn, Breiteſtraße 3% 
öffentlich meiſtbietend gegen baare Zah 7 A empfiehlt far Sean ie u. Reiſepelze, 
lung verfteigern. 5186 aus garantirt ist das ausgiebigste aller Damenpelse, dr Velsbeeen, Melz- 
Thorn den 8. Dezember 1896. reinen beste bisher bekannten Umarberung und Bodenuffrum 8 
Bartelt, Gertchtsvollzieher. Cichorien-Wurzeln Caffe - Surrogate I Pelzgegenſtände werden in meiner Werkstatt 
5 dell und billiaſt ausgeführt. 5135 


der 
5264] Thorner Strassenbahn 


zum Menntwerth zu verkaufen. Offerten 


unter A. Z. 


dieſer Zeitung erbeten. 


Sehr gute 


zu haben Sch 
5224 


e Rotte Chſſtaun Core. 


Kiſtel ca. 400 kleinere oder 220 große Stücke 
2,50 Mk. Nachnahme, bei 5 Kiſtel franco. 


Paul Benedix, Dresden N 12, 
Beißnadtsäpfel Meine Bäckerei 


illerſtraßßen⸗Ecke im Keller, iſt von ſofort oder ſpäter zu verpachten. 
vis-à-vis Schlesinger. 


Nr 5282 in der Expedition 


Dom. Skalmirowitz 


ſucht . 
u er annar 0 
v Seputat ei = 


K 


(Favalleriſt bevorzugt.) 
1. Casprowitz, Moder, Schützſtr. 3. Gut mbl. Zim. z. verm. Brückenſtr. 40, III. 


— GKV —j— 
Druck und Verlag der Rathsbuchdruckerei Ernſt Lambeck, Thorn. 


Jöoliete Zimmer mir Penſion zu 
an 
Kirchliche Nachrichten. 
Evang. Schule zu Podgorz. 

Ab Mittwoch, den 9. Dezember, 
ends ½8 Uhr :. Adventsgottesdienſt. 
Herr Pfarrer Endemann. 


Evang. Kirchengemeinde Grabowitz. 
Nachmittags 5 Uhr; Adventsandacht. 
Herr Pfarrer Ullmann. 


wen 


cher. 


5216 


